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Assad A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 5 Ausgegeben Danzig, den 20. Januar 1932 
Inhalt: Verordnung über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckun ass S. 91 
Rechtsverordnung über außerordentliche Kündigung von Mietverträgen . . 2... 2. nn. 0... 3 S. 95 
Verordnung zur Senkung der Neubau mieten Drake S. 96 
10 Verordnung 


über Maßnahmen auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung. 
Vom 19. 1. 1932. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 1, 26, 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
I Für die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung eines Grundſtücks iſt als Vollſtreckungs⸗ 
gericht das Amtsgericht in Danzig ausſchließlich zuſtändig. 
II Für bereits anhängige Verfahren gelten die bisherigen Zuſtändigkeitsvorſchriften. 


Artikel II 
A. Mindeſtgebot 
§ 1 
I Bleibt bei der „„ eines Grundſtücks das abgegebene Meiſtgebot einſchließlich 
des Kapitalwerts der nach den Verſteigerungsbedingungen beſtehen bleibenden Rechte hinter dem gemäß 
§ 4 feſtzuſtellenden Wert (Verſteigerungswert) zurück, ſo kann ein Berechtigter, deſſen Anſpruch ganz 
oder teilweiſe durch das Meiſtgebot nicht gedeckt wird, aber bei einem Gebote in der vorbezeichneten 
Höhe vorausſichtlich gedeckt ſein würde, die Verſagung des Zuſchlags beantragen. Der Antrag iſt ab⸗ 
zulehnen, wenn der betreibende Gläubiger widerſpricht und glaubhaft macht, daß ihm durch die Ver⸗ 
ſagung des Zuſchlags ein unverhältnismäßiger Nachteil erwachſen würde. 
II Der Antrag auf Verſagung des Zuſchlags kann nur bis zum Schluß der Verhandlung über 
den Zuſchlag ($ 74 3G.) geſtellt werden; das gleiche gilt von der Erklärung des Widerſpruchs. 
III Wird der Zuſchlag auf Grund des Abſ. I verjagt, jo iſt von Amts wegen ein neuer Ver— 
ſteigerungstermin zu beſtimmen. Der Zeitraum zwiſchen den beiden Terminen ſoll, ſofern nicht die be— 
ſonderen Verhältniſſe ein anderes als zweckmäßig erſcheinen laſſen, mindeſtens 3 Monate betragen, darf 
aber 6 Monate nicht überſteigen. 
IV In dem neuen Verſteigerungstermin kann der Zuſchlag auf Grund der Vorſchrift des Abſ. I 
nicht verſagt werden. 
8 2 
Iſt das Meiſtgebot von einem zur Befriedigung aus dem Grundſtück Berechtigten abgegeben, ſo 
findet die Vorſchrift des $ 1 keine Anwendung, wenn das Gebot einſchließlich des Kapitalwertes der 
nach den Verſteigerungsbedingungen beſtehen bleibenden Rechte zuſammen mit dem Betrage, mit dem 
der Meiſtbietende bei der Verteilung des Erlöſes ausfallen würde, den Verſteigerungswert erreicht 
und dieſer Betrag im Range unmittelbar hinter dem letzten Betrage ſteht, der durch das Gebot noch 
gedeckt wird. 
8 3 


Zt der Zuſchlag einem zur Befriedigung aus dem Grundſtück Berechtigten zu einem Gebot er- 
teilt, das einſchließlich des Kapitalwertes der nach den Verſteigerungsbedingungen beſtehen bleibenden 
Rechte hinter dem Verſteigerungswert zurückbleibt, ſo gilt der Erſteher auch inſoweit als aus dem 
Grundſtück befriedigt, als ſein Anſpruch durch das abgegebene Meiſtgebot nicht gedeckt iſt, aber bei 
einem Gebot in der vorbezeichneten Höhe gedeckt ſein würde. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 28. 1. 1932.) 


9² 
8 4 
I Die Beſtimmungen über die Ermittlung und Berechnung des Verſteigerungswertes im Sinne 
der SS 1 bis 3 erläßt der Senat. 
II Der feſtgeſetzte Wert it im Verſteigerungstermin vor der Aufforderung zur Abgabe von Ge— 
boten bekanntzugeben. Der Zuſchlag oder die Verſagung des Zuſchlages kann nicht mit der Be— 
gründung angefochten werden, daß der Wert unrichtig feſtgeſetzt ſei. 


B. Einſtweilige Einſtellung von Zwangsverſteigerungen 


§ 5 

1 Auf Antrag des Schuldners kann die Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks auf die Dauer 
von längſtens ſechs Monaten einſtweilen eingeſtellt werden, wenn die Nichterfüllung der fälligen Ver— 
bindlichkeit auf Umſtänden beruht, die in der wirtſchaftlichen Geſamtlage begründet find und die ab- 
zuwenden der Schuldner nicht in der Lage war. 2 

I Die im Abſ.! bezeichnete Vorausſetzung iſt insbeſondere dann als gegeben anzufehen, wenn 
der Schuldner für eine innerhalb des Verſteigerungswerts des Grundſtücks ſtehende Hypothek oder 
Grundſchuld, die nach dem 31. März 1931 fällig geworden iſt, keinen Erſatz gefunden hat oder wenn 
er infolge von Ausfällen an Mieten oder eines weſentlichen Rückgangs der ſonſtigen Erträgniſſe des 
Grundſtücks oder eines auf dem Grundſtück befindlichen Betriebs nicht in der Lage war, die aus den 
Erträgniſſen zu deckenden wiederkehrenden Leiſtungen zu erfüllen. 

III Der Antrag iſt, auch wenn die Vorausſetzungen des Abſ. I vorliegen, abzulehnen, wenn die 
einſtweilige Einſtellung der Zwangsverſteigerung dem betreibenden Gläubiger einen unverhältnis— 
mäßigen Nachteil bringen würde. Dies iſt, ſofern die Zwangsverſteigerung von einem Gläubiger be— 
trieben wird, deſſen Hypothek oder Grundſchuld innerhalb des Verſteigerungswerts des Grundſtücks 
ſteht, im Zweifel anzunehmen, wenn der Schuldner mit einer an den Gläubiger zu bewirkenden Leiſtung 
bei Eröffnung des Verfahrens über drei Monate im Rückſtande war und die Gefahr beſteht, daß die 
Lage des Gläubigers durch das Anwachſen von Rückſtänden öffentlicher Abgaben und wiederkehrender 
Leiſtungen weſentlich verſchlechtert wird. 

IV Der Antrag kann ferner abgelehnt werden, wenn mit Rückſicht auf die Beſchaffenheit oder 
die ſonſtigen Verhältniſſe des Grundſtücks anzunehmen iſt, daß die Verſteigerung zu einem ſpäteren 
Zeitpunkt einen geringeren Erlös bringen würde. 


8 6 

1 Der Antrag auf einſtweilige Einſtellung der Zwangsverſteigerung iſt nur innerhalb einer Not— 
friſt von zwei Wochen nach Zuſtellung des Beſchluſſes zuläſſig, durch den die Zwangsverſteigerung an— 
geordnet oder der Beitritt zu dem Verfahren zugelaſſen iſt. 

II Vor der Entſcheidung über den Antrag iſt der betreibende Gläubiger, bei landwirtſchaft⸗ 
lichen Grundſtücken auch die Sicherungsſtelle zu hören. Es genügt für die Einſtellung, wenn die Vor⸗ 
ausſetzungen glaubhaft gemacht ſind. 

III War der Verſteigerungstermin bereits bekanntgegeben, ſo iſt der Einſtellungsbeſchluß außer 
dem Gläubiger und dem Schuldner auch den übrigen Beteiligten zuzuſtellen. 

IV Gegen die Entſcheidung über den Antrag findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt; eine weitere 
Beſchwerde iſt unzuläſſig. 

8 7 


Eine mehrmalige Einſtellung der Zwangsverſteigerung gemäß $ 5 oder eine Verlängerung der 
im $ 5 Abſ. I bezeichneten Friſt iſt unzuläſſig. 
8 8 
Sit die Zwangsverſteigerung gemäß 8 5 einſtweilen eingeſtellt, ſo beginnt die im § 31 Abſ. 2 
3G. vorgeſehene Friſt mit dem Zeitpunkt, bis zu dem die Einſtellung angeordnet iſt. 


Der $ 30 3G. iſt mit der Maßgabe anzuwenden, daß erſt die dritte Bewilligung der Ein- 
ſtellung als Rücknahme des Verſteigerungsantrages gilt. 
8 10 
Die Vorſchriften der SS 1—9 finden keine Anwendung, wenn die Zwangsverſteigerung be— 
trieben wird: . ; 
a) wegen der in $ 10 Ziff. 3 35G. und Art. 1 bis 3 Pr. A. G. 3. bezeichneten An- 
ſprüche, 


re 


1 Ben 
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b) wegen der zur Aufrechterhaltung eines landwirtſchaftlichen Betriebes nach dem 14. Dezember 
1931 gewährten Darlehen und Sachlieferrungen (SS 12 Abſ. II und 21 der Verordnung 
über die Einführung einer Sicherungsverwaltung zur Sicherung der Ernte vom 4. Dezember 
1931 (G. Bl. S. 907). ir 


C. Zwangsverwaltung 


8 11 

I Gehört bei der Zwangsverwaltung eines Grundſtücks zu den Beteiligten eine öffentliche Körper⸗ 
ſchaft, ein unter ſtaatlicher Aufſicht ſtehendes Inſtitut, eine Hypothekenbank oder ein Siedlungsunter⸗ 
nehmen im Sinne des Reichsſiedlungsgeſetzes, ſo kann dieſer Beteiligte innerhalb einer ihm von dem 
Gerichte zu beſtimmenden Friſt eine in ſeinen Dienſten ſtehende Perſon als Verwalter vorſchlagen. 

I Das Gericht hat den Vorgeſchlagenen zum Verwalter zu beſtellen, wenn der Antragſteller die 
dem Verwalter nach $ 154 Abſ. 1 3G. obliegende Haftung mitübernimmt und gegen den Vorge- 
ſchlagenen mit Rückſicht auf ſeine Perſon oder die Art der Verwaltung Bedenken nicht beſtehen. Der 
vorgeſchlagene Verwalter erhält für ſeine Tätigkeit keine Vergütung. 


D. Zuſtellungen an Schuldner mit unbekanntem Wohnſitz 
8 12 


1 Bedarf es zur Einleitung der Zwangsvollſtreckung in ein Grundſtück der Zuſtellung eines 


Schuldtitels im Wege der öffentlichen Zuſtellung, ſo kann die Zuſtellung ſtatt deſſen an einen bei 
dem Grundbuchamte für das Grundſtück beſtellten Zuſtellungsbevollmächtigten erfolgen; iſt ein ſolcher 
nicht beſtellt oder iſt ein inländiſcher Wohnſitz des Beſtellten nicht bekannt, ſo hat das Vollſtreckungs⸗ 
gericht auf Antrag des Gläubigers für das beabſichtigte Verfahren einen Zuſtellungsvertreter (SS 6, 
7 386.) zu beſtellen, an den der Schuldtitel zugeſtellt werden kann. Die Wirkung der Zuſtellung be⸗ 
ſchränkt ſich auf die beabſichtigte Zwangsvollſtreckung. 

II Iſt von dem Schuldner ein Zuſtellungsbevollmächtigter beim Grundbuchamte beſtellt oder 
hat das Vollſtreckungsgericht gemäß Abj. I einen Zuſtellungsvertreter beſtellt, jo kann ihnen auch der 
Beſchluß, durch den die Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung angeordnet oder der Beitritt 
eines Gläubigers zugelaſſen wird, mit Wirkung für den Schuldner zugeſtellt werden. 


E. Einſchränkungen von Verfügungen über Miet- und Pachtzinsforderungen 


§ 13 


Die Vorſchriften der 88 573, 574, 1123, 1124 des Bürgerlichen Geſetzbuches (Reichsgeſetzbl. 1896 
S. 195, 1915 S. 327) und des 8 21 der Konkursordnung (Reichsgeſetzbl. 1898 S. 612, 1915 S. 327) 
ſind, ſoweit fie die Wirkſamkeit von Verfügungen und Rechtsgeſchäften in Anſehung von Miet- und 
Pachtzinsforderungen gegenüber dem Erwerber des Grundſtücks, den Hypothekengläubigern und der 


Konkursmaſſe betreffen, mit der Anderung anzuwenden, daß die in ihnen erwähnten Verfügungen und 


Rechtsgeſchäfte nur für den laufenden Kalendermonat und, wenn die Verfügung oder das Rechtsgeſchäft 
> dem fünfzehnten Tage des Monats vorgenommen wird, für den folgenden Kalendermonat wirk— 
am ſind. s 


F. Beſondere Vorſchriften über landwirtſchaftliche Grundſtücke 


8 14 


Die vorſtehenden Vorſchriften finden auf landwirtſchaftliche Grundſtücke mit folgender Maßgabe 
Anwendung: 


1. Wird die einſtweilige Einſtellung der Zwangsverſteigerung vor dem 1. Juli 1932 angeordnet, 


ſo kann die Dauer der Einſtellung auch auf mehr als ſechs Monate, jedoch nicht über den 


31. Dezember 1932 hinaus, erſtreckt werden. = 


2. Auch wenn die im $ 5 Abſ. III bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen, iſt dem Antrag ſtatt⸗ 
zugeben, wenn die ordnungsmäßige Fortführung des Betriebes und die Einbringung der 
Ernte bei einer Betriebsführung durch den Schuldner gewährleiſtet erſcheinen, aber bei Ab⸗ 
lehnung der einſtweiligen Einſtellung gefährdet fein würden. Der Sicherungsſtelle und der 
zuſtändigen unteren Verwaltungsbehörde iſt vor der Entſcheidung Gelegenheit zur Außerung 
zu geben. 
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94 
G. Koſten und Üübergangsvorſchriften 
818 


Wird der Zuſchlag auf Grund des $ 1 verjagt, jo find Gebühren für den Verſteigerungstermin 
nicht zu erheben. Die durch die Beſtimmung des neuen Termins entſtehenden Auslagen gehören zu den 
Koſten des Verſteigerungsverfahrens. 

$ 16 


1 Die Entſcheidung über den Antrag gemäß § 5 ergeht gebührenfrei. Die gerichtlichen Auslagen 
hat der Schuldner auch dann zu tragen, wenn ſeinem Antrag ſtattgegeben wird. 


II Eine Erſtattung der durch den Antrag entſtandenen außergerichtlichen Koſten findet nicht ſtatt; 
dies gilt auch für die Beſchwerdeinſtanz. 
8 17 


I Die Vorſchriften der SS 1—11, 14 finden auch auf Zwangsverſteigerungen, die zur Zeit des 
Inkrafttretens dieſer Verordnung anhängig ſind, mit folgender Maßgabe Anwendung. 


I Die Verſagung des Zuſchlags gemäß §S 1 kann im Wege der Beſchwerde gegen den Zu— 
ſchlag beantragt werden, wenn dieſer vor dem Inkrafttreten erteilt iſt. Das gleiche gilt, wenn er 
innerhalb der erſten zwei Wochen nach dieſem Zeitpunkt erteilt wird und der Antragsberechtigte die 
rechtzeitige Stellung des Antrages unterlaſſen hatte. Das Beſchwerdegericht hat dem Gläubiger eine 
angemeſſene Friſt zur Erklärung gemäß § 1 Abſ. I Satz 2 zu gewähren. 


III Die im $ 6 Abſ. I beſtimmte Notfriſt beginnt erſt mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieſer Verordnung, wenn der Beſchluß über die Anordnung der Zwangsverſteigerung oder die Zu— 
laſſung des Beitritts dem Schuldner bereits vor dem Inkrafttreten zugeſtellt war. Die einſtweilige 
Einſtellung der Zwangsverſteigerung kann im Wege der Beſchwerde gegen den Zuſchlag innerhalb der 
für ſie vorgeſehenen Friſt beantragt werden, wenn der Zuſchlag bereits vor dem Inkrafttreten dieſer 
Verordnung erteilt war; das gleiche gilt, wenn der Zuſchlag innerhalb der erſten zwei Wochen nach 
dieſem Zeitpunkt erteilt wird und der Antragſteller die rechtzeitige Stellung des Antrages unterlaſſen 
hatte. 

8 18 


I Die Vorſchrift des § 3 findet auch auf ſolche Zwangsverſteigerungen Anwendung, die vor dem 
Inkrafttreten dieſer Verordnung durch rechtskräftigen Zuſchlag abgeſchloſſen ſind, ſofern der Zuſchlag 
nach dem 31. Dezember 1931 erteilt worden iſt. Soweit danach der Gläubiger als aus dem Grund— 
ſtück befriedigt anzuſehen iſt, gilt ſein Anſpruch als im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer Verordnung 
getilgt. Der Schuldner kann ſich darauf einem Dritten gegenüber, dem die Forderung vor dem In— 
krafttreten abgetreten war oder der vor dieſem Zeitpunkt ein Recht an der Forderung erlangt hat, 
nicht berufen. 

II Iſt auf einen Anſpruch, wegen deſſen der Gläubiger nach Abſ. I als aus dem Grundſtück 
befriedigt anzuſehen iſt, vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung eine Zahlung geleiſtet, ſo 85 kein 
Anſpruch auf Rückgewähr. 

III Als Grundſtückswert im Sinne des $ 3 iſt der Wert anzuſehen, den das Gericht bei der Ver— 
ſteigerung der Gebührenberechnung zugrunde gelegt hatte. 


$ 19 


Sit ein Miet- oder Pachtverhältnis vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung begründet, jo bleiben 
für die Wirkſamkeit von Rechtsgeſchäften, die zwiſchen dem Mieter oder Pächter und dem Vermieter 
oder Verpächter in Anſehung der Miet- oder Pachtzinsforderung vorgenommen werden, die im § 13 
bezeichneten Vorſchriften in der bisherigen Faſſung maßgebend, ſoweit es ſich um den Miet- oder 
Pachtzins für die Zeit bis zu dem erſten Termin handelt, für den die Kündigung des Miet- oder 
Pachtverhältniſſes zuläſſig iſt. 


9 Artikel III 
Schlußvorſchriften 
§ 20 


1 Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
I Der Senat wird ermächtigt, zur Durchführung dieſer Verordnung Rechtsverordnungen zu er— 
laſſen; er kann auch, wenn er dies für notwendig hält, ergänzende Vorſchriften erlaſſen. Er kann ferner 


N 


das Außerkrafttreten der Vorschriften dieſer Verordnung oder einzelner von ihnen anordnen und dabei 
die dazu notwendigen Übergangsbeitimmungen exlaflen, 
Danzig, den 19. Januar 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dumont 


11 Rechts verordnung 
über außerordentliche Kündigung von Mietverträgen. 
Vom 19. 1. 1932. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 23 und 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
I Ein vor dem 15. Juli 1931 über Gebäude oder Gebäudeteile geſchloſſener Mietvertrag kann 
von dem Mieter zum 31. März 1932 gekündigt werden, auch wenn eine ſolche Kündigung nach Geſetz 
oder Vertrag nicht zuläſſig wäre. Dies gilt nicht, wenn der Mieter ſeit dem 15. Juli 1931 von einem 
ihm geſetzlich oder vertraglich zuſtehenden Kündigungsrechte keinen Gebrauch gemacht hat. 
II Die Kündigung muß ſchriftlich erfolgen und dem Vermieter ſpäteſtens am 20. Februar 1932 
zugehen. 
82 i 
I Die Kündigung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Vermieter ſeit dem 1. Januar 1931 in eine 
Senkung der Miete um mindeſtens 20 vom Hundert gewilligt hat oder eine ſolche bis zum 10. Fe⸗ 
bruar 1932 bewilligt. 
I Maßgebend für die Berechnung der Mietzinsſenkung iſt die zu Beginn des Kalenderjahres 
1931 zu entrichtende Miete. Im Laufe des Jahres 1931 erfolgte Senkungen ſind anzurechnen. 
III Heizungskoſten und ſonſtige Nebenleiſtungen bleiben außer Betracht, wenn die geſetzliche Miete 
gilt oder wenn ſolche Koſten neben der Vertragsmiete beſonders berechnet werden. 


8 3 
Die Kündigung iſt ferner ausgeſchloſſen, wenn: 


1. der Vermieter auf Wunſch des Mieters in den Mieträumen beſondere, mit einem außer⸗ 
gewöhnlichen Koſtenaufwand verbundene bauliche Arbeiten vorgenommen hat, 


2. der Vermieter das Gebäude oder die Räume nach den Wünſchen des Mieters errichtet oder * 
wenn er die Räume oder das Mietgrundſtück auf Wunſch des Mieters mit außergewöhnlich 
koſtſpieligen Einrichtungen verſehen hat. 

8 4 


Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden auf einen vor dem 15. Juli 1931 geſchloſſenen Pacht⸗ 
vertrag über gewerbliche Räume ä Anwendung. 


§ 5 


Wird der Vermieter oder Verpächter infolge einer Kündigung nach $ 1 ohne fein Verſchulden ge— 
hindert, eine in der Zeit vom 1. April bis 15. Juli 1932 fällig werdende Verbindlichkeit aus einer 
auf dem Grundſtück ruhenden Laſt zu erfüllen, ſo gelten die Rechtsfolgen, die wegen der Nichtzahlung 
oder der nicht rechtzeitigen Zahlung nach Geſetz oder Vertrag eintreten, als nicht eingetreten. 


§ 6 
I Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
II Der Senat kann zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung Rechtsverordnungen und 
allgemeine Verwaltungsvorſchriften erlaſſen. 
Danzig, den 19. Januar 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dumont 
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Verordnung 
zur Senkung der Neubaumieten. 
Vom 19. 1. 1932. 


Auf Grund von $ 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) wird folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Bei Mietverhältniſſen über Gebäude oder Gebäudeteile, die nach dem 1. 1. 1917 bezugsfertig 
5 geworden ſind und gemäß $ 3 des Geſetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot (Wohnungsbau- 
3 gejeg) vom 27. 3. 1925 (G. Bl. S. 79) in der zur Zeit geltenden Faſſung der geſetzlichen Miete 
ae kraft Geſetzes nicht unterliegen, ermäßigt fih ab 1.4.1932 der Mietzins angemeſſen unter Berück⸗ 
ſichtigung des Betrages, um den die laufende Belaſtung des Grundſtückes gemäß Verordnung des Se— 
nats über die Zinsſenkung vom 16. 1. 1932 (G. Bl. S. 28 a) geſenkt wird. 


882 
Auf AUntermietverhältniſſe finden die Beſtimmungen dieſer Verordnung keine Anwendung. 


83 
Gilt bei Inkrafttreten dieſer Verordnung ein Mietzins der niedriger ift als der Mietzins für die 
mit dem 1. 1. 1931 beginnende Mietzeit, jo darf der Unterſchied auf die Ermäßigung nach § 1 ange— 
rechnet werden. 
8 4 
Durchführungsbeſtimmungen und Ergänzungsbeſtimmungen erläßt der Senat. Er kann dabei ins- 
beſondere unter Berückſichtigung der notwendigen Wirtſchaftlichkeit der Neubauunternehmungen, Aus⸗ 
nahmen von den Vorſchriften dieſer Verordnung für Fälle beſtimmter Art zulaſſen und feſtlegen, welche 
Senkung des Mietzinſes im Sinne von § 1 angemeſſen iſt. 


8 5 
Dieſe Verordnung tritt ſofort in Kraft. 
Danzig, den 19. Januar 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr.⸗Ing. Althoff 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Feſehblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


